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Kleine Anfrage 8620 
 
der Abgeordneten Enxhi Seli-Zacharias   AfD 
 
 
Verweigerte die Stadt Köln rechtswidrig die Unterstützung der Zentralen 
Ausländerbehörde bei der Rückführung von rund 500 Ausreisepflichtigen? 
 
 
Nach vorliegenden Informationen soll die Stadt Köln die Unterstützung der Zentralen 
Ausländerbehörde Coesfeld zur Beschaffung von Heimreisedokumenten bei der Rückführung 
von rund 500 ausreisepflichtigen Personen nicht in Anspruch genommen haben.  
 
Damit steht der Verdacht im Raum, dass eine kommunale Ausländerbehörde die ihr 
obliegenden gesetzlichen Aufgaben bei der Durchsetzung bestehender Ausreisepflichten nicht 
ordnungsgemäß erfüllt hat und durch die unterlassene Zusammenarbeit mit der zuständigen 
Zentralen Ausländerbehörde die Aufenthaltsbeendigung ausreisepflichtiger Personen 
verzögert oder verhindert hat. 
 
Die kommunalen Ausländerbehörden nehmen ihre Aufgaben nach der 
Zuständigkeitsverordnung im Ausländerwesen als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung 
wahr. Die Zentralen Ausländerbehörden sind u. a. für die Beschaffung von 
Heimreisedokumenten zuständig und unterstützen die übrigen Ausländerbehörden bei der 
Rückführung Ausreisepflichtiger. Die unteren Ausländerbehörden unterliegen der 
Fachaufsicht der zuständigen Bezirksregierung. 
 
Sollte eine kommunale Ausländerbehörde die Inanspruchnahme der landesrechtlich 
vorgesehenen Unterstützung einer Zentralen Ausländerbehörde ohne tragfähigen rechtlichen 
Grund verweigern und dadurch die Durchsetzung einer bestehenden Ausreisepflicht vereiteln 
oder verzögern, stellt sich daher nicht nur die Frage nach der Rechtmäßigkeit des 
kommunalen Handelns, sondern auch nach der Wahrnehmung der Fachaufsicht durch die 
zuständige Bezirksregierung. 
 
Die Reaktionen aus dem NRW-Fluchtministerium unter Ministerin Verena Schäffer (Grüne) 
wissen aus unserer Sicht nicht zu überzeugen und stehen wie zuvor dargelegt zudem in 
Widerspruch zur Zuständigkeitsverordnung im Ausländerwesen (ZustAVO NRW). Nach 
Informationen der WELT betonte eine Sprecherin, dass das Land „die kommunalen 
Ausländerbehörden bei der Durchsetzung vollziehbarer Ausreisepflichten unterstütze, 
insbesondere bei Gefährdern und Straftätern. Zugleich müsse [aber] gewährleistet bleiben, 
dass gut integrierte Migranten bestehende Bleiberechtsregelungen rechtmäßig nutzen 
könnten. Welche Unterstützung sie in Anspruch nehme, entscheide jedoch die jeweilige 
Kommune selbst.“1  

 
1 https://www.welt.de/politik/deutschland/article6a74234b9dc7b2ea74913246/koeln-lehnte-hilfe-bei-
500-abschiebungen-ab-das-zeigt-die-dysfunktionalitaet-unseres-asylsystems.html  

https://www.welt.de/politik/deutschland/article6a74234b9dc7b2ea74913246/koeln-lehnte-hilfe-bei-500-abschiebungen-ab-das-zeigt-die-dysfunktionalitaet-unseres-asylsystems.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article6a74234b9dc7b2ea74913246/koeln-lehnte-hilfe-bei-500-abschiebungen-ab-das-zeigt-die-dysfunktionalitaet-unseres-asylsystems.html
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Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Auf welcher Rechtsgrundlage darf die Stadt Köln bzw. dürfen kommunale 

Ausländerbehörden im Allgemeinen die Unterstützung einer Zentralen 
Ausländerbehörde bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten für vollziehbar 
ausreisepflichtige Personen ablehnen, ohne dadurch gegen ihre gesetzlichen Pflichten 
zur Durchführung und Vorbereitung der Aufenthaltsbeendigung zu verstoßen? 

 
2. Unter welchen rechtlichen Voraussetzungen ist die Verweigerung der Zusammenarbeit 

einer kommunalen Ausländerbehörde mit einer Zentralen Ausländerbehörde bei der 
Beschaffung von Heimreisedokumenten als Verstoß gegen die gesetzlichen Pflichten 
der kommunalen Ausländerbehörde zu bewerten? 

 
3. Welche fachaufsichtlichen Maßnahmen hat die Bezirksregierung Köln gegenüber der 

Stadt Köln ergriffen, nachdem bekannt geworden ist, dass die Unterstützung der 
Zentralen Ausländerbehörde bei der Rückführung der rund 500 ausreisepflichtigen 
Personen nicht bzw. nicht vollständig in Anspruch genommen wurde? 

 
4. Ist die Bezirksregierung Köln nach Ansicht der Landesregierung bei der geltenden 

Rechtslage verpflichtet, gegenüber der Stadt Köln eine fachaufsichtliche Weisung zu 
erteilen, wenn die kommunale Ausländerbehörde die Zusammenarbeit mit einer 
zuständigen Zentralen Ausländerbehörde ohne rechtlich anerkannten Grund verweigert 
und dadurch die Durchsetzung bestehender Ausreisepflichten verzögert oder vereitelt? 

 
5. Welche konkreten fachaufsichtlichen Konsequenzen wird die Landesregierung ziehen, 

wenn sich bestätigt, dass die Stadt Köln durch die Verweigerung der Unterstützung der 
Zentralen Ausländerbehörde ihre gesetzlichen Pflichten verletzt und dadurch die 
Aufenthaltsbeendigung von rund 500 vollziehbar ausreisepflichtigen Personen 
verhindert oder zumindest erheblich verzögert hat? 

 
 
 
Enxhi Seli-Zacharias 


